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Die Staatsverbrechen im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung seit 1945

Von Dt. HILDE BENJAMIN, Minister der Justiz der Deutschen Demokratischen Republik

Der Prozeß gegen die Agenten der Spionageorgani­
sation Gehlen vor dem Obersten Gericht der Deutschen 
Demokratischen Republik1) sowie die Aufdeckung der 
Verbrechen des faschistischen Putschversuches vom 
17. Juni 1953 haben die Aufmerksamkeit auf eine wich­
tige Erscheinung gelenkt. In diesen Prozessen wurde 
nämlich offenbar, wie mit der Erreichung einer neuen 
Stufe des Kampfes um die Einheit Deutschlands und 
den Frieden auch die Verbrechen gegen die Deutsche 
Demokratische Republik, die feste Bastion in diesem 
Kampf, eine neue Qualität sowohl bezüglich der Formen 
ihrer Begehung wie der Täter und ihrer Hintermänner 
erhalten haben.

Dies ist jedoch keine einmalige Erscheinung; in ihr 
kommt vielmehr eine allgemeine Gesetzmäßigkeit zum 
Ausdruck. Wenn wir die Entwicklung der Verbrechen 
gegen den im Osten Deutschlands seit 1945 neu entste­
henden demokratischen Staat betrachten, so zeichnet 
sich deutlich eine Veränderung in den typischen Erschei­
nungen der Verbrechen ab, die wir in ihrer Gesamtheit 
als Staatsverbrechen erkennen. Dabei verstehen wir 
unter Staatsverbrechen sowohl solche Verbrechen, die 
gegen die Basis des neu entstehenden demokratischen 
Staates gerichtet sind, gegen ihre Entstehung, ihre 
Festigung und Entwicklung, wie auch solche, die gegen 
den Staat als Überbau dieser Basis gerichtet sind. Sie 
sind ein Ausdruck der Machenschaften der Kräfte, die, 
um mit den berühmten Worten Lenins zu sprechen, 
„mit verzehnfachter Energie, mit rasender Leidenschaft, 
mit hundertfachem Haß'“1) das verlorene Paradies ihrer 
Ausbeuterstellung wieder zu gewinnen suchen und 
dabei auch nicht vor schwersten und niedrigsten Ver­
brechen zurückschrecken.

Dabei zeigt sich, daß das Objekt der Verbrechen, die 
Begehungsformen, die Täter und ihre Hintermänner 
jeweils in einem bestimmten Zusammenhang sowohl 
mit unserer ökonomischen und politischen Entwicklung 
als auch mit der Entwicklung im Lager der Imperia­
listen stehen. Ihre Bekämpfung war und ist jeweils 
eine „Hauptsorge der Gesetzlichkeit“ jeder Periode. 
Diese Zusammenhänge aufzudecken, ist Ziel dieser 
Arbeit. Es ist selbstverständlich, daß weder in der sach­
lichen noch in der zeitlichen Abgrenzung es ausnahms­
lose und scharfe Unterscheidungen geben kann. Dazu 
kommt, daß die Aufdeckung der Verbrechen, besonders 
der der ersten Jahre, häufig verhältnismäßig lange nach 
ihrer Begehung erfolgte.

Um den Zusammenhang mit unserer ökonomischen 
und politischen Entwicklung zu erkennen, ist es erfor­
derlich, diese wenigstens im großen in ihren Perioden 
zu charakterisieren. Bereits in der Besprechung des 
III. Bandes der Werke Walter Ulbrichts1 2 3) wurde darauf 
hingewiesen, daß sich zwei große Perioden abzeichnen, 
deren Wende das Jahr 1948 darstellt, nämlich die 
Periode der Schaffung der Grundlagen der antifaschi­
stisch-demokratischen Ordnung und die der Festigung 
und des Ausbaus der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung und des Kampfes um Frieden und Einheit.

1) NJ 1954 s. 8 ff.
2) zitiert bei Stalin, Fragen des Leninismus, Berlin 1950, S. 40.
3) Benjamin in NJ 1953 S. 730.

Die ersten Monate der ersten Periode sind — was für 
die folgende Betrachtung bedeutungslos ist — durch 
das Beiseiteräumen der Trümmer des Faschismus cha­
rakterisiert, während in der zweiten Periode sowohl in 
ökonomischer Hinsicht — Zweijahrplan, Fünfjahrplan, 
Übergang zur Schaffung der Grundlagen des Sozialis­
mus — als auch in politischer Hinsicht — Errichtung 
der Deutschen Demokratischen Republik — wichtige 
Zwischeneiappen hervortreten.

Die erste Periode ist gekennzeichnet durch die Boden­
reform, durch die Bestrafung und Enteignung der akti­
ven Nazis und Kriegsverbrecher und die Überführung 
ihrer Betriebe in das Eigentum des Volkes, durch die 
Entnazifizierung von Wirtschaft und Verwaltung. Der 
Abschluß dieser Periode wird in ökonomischer Hinsicht 
durch den ersten Halbjahrplan und in staatlicher Hin­
sicht durch die Errichtung der Deutschen Wirtschafts­
kommission und der Zentralen Kontrollkommission 
charakterisiert. In der zweiten Periode kommt der Er­
richtung der Deutschen Demokratischen Republik ge­
rade im Hinblick auf ihre Bedeutung im Kampf für ein 
einheitliches, friedliebendes und demokratisches Deutsch­
land und für den Frieden, die ja mit besonderer Ein­
dringlichkeit im historischen Telegramm Stalins her­
vorgehoben wurde, bei der Entwicklung des Charakters 
der Verbrechen der imperialistischen Kräfte ein be­
sonderes Gewicht zu.

Charakterisiert werden diese antidemokratischen, 
gegen die Bildung eines einheitlichen, friedliebenden 
Deutschland gerichteten Verbrechen vor allem durch die 
Verfahren, die vor dem Obersten Gericht der Deutschen 
Demokratischen Republik durchgeführt worden sind, 
und diese sollen auch für die vorliegende Arbeit in 
erster Linie herangezogen werden. Daneben sind solche 
Verbrechen natürlich auch in nicht unbeträchtlicher 
Zahl von anderen Gerichten abgeurteilt worden, und 
sicher wurden manche überhaupt nicht aufgedeckt.

Betrachten wir den Hauptinhalt der ersten Periode — 
die Schaffung der Grundlagen unserer Ordnung durch 
die Bodenreform und die Entstehung des Volkseigen­
tums —, so zeigt sich, daß dementsprechend auch die 
typischen Verbrechen dieser Periode zunächst zum Ziel 
haben, die Entstehung dieser Grundlagen zu verhin­
dern, d. h. die Verwirklichung der Bodenreform zu 
durchkreuzen und die Entstehung des Volkseigentums 
zu sabotieren. Daß diese Verbrechen erst sehr viel später 
aufgedeckt wurden, zeigt, mit welcher Arglosigkeit und 
mangelnden Wachsamkeit die antifaschistischen Kräfte 
an den Aufbau ihrer Ordnung herangegangen waren. 
In einem Aufsatz in der in Basel erscheinenden Zeit­
schrift „Rundschau“, der sich mit dem Thema „Was 
wird aus Deutschland?“ befaßt, hatte Walter Ulbricht 
bereits 1939 gesagt:

„Es ist nötig, schon heute zu sagen, daß die Träger 
des deutschen Imperialismus, die faschistischen 
Großkapitalisten, enteignet werden müssen und für 
faschistische Organisationen und Spione kein Platz 
in der Republik ist.“4)

4) Walter Ulbricht, „Zur Geschichte der deutschen Arbeiter­
bewegung“, Bd. 2 S. 247.
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